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 Bist Du schon 16 oder wärst Du’s gern? DINAH HUERKAMP

Einführung eines faktischen Social-Media-Verbotes 
durch die Hintertür des Datenschutzes?!

Zugleich eine Besprechung von LG Berlin II, Urteil vom 23.12.2025, Az. 15 O 271/23

RECHT

[…] Der Kläger nimmt die Beklagte 
wegen Datenschutzverstößen und der 
Verwendung unwirksamer Allgemeiner 
Geschäftsbedingungen in Form einer 
Datenschutzerklärung auf Grundlage 
des Unterlassungsklagengesetzes und 
des Wettbewerbsrechts […] in An-
spruch. 

Der Kläger ist der bundesweit tätige 
Dachverband aller 16 Verbraucherzent-
ralen der deutschen Bundesländer und 

weiterer 25 verbraucher- und sozial-
orientierter Organisationen in Deutsch-
land. Als solcher ist er beim Bundes-
justizamt in der Liste der qualifi zierten 
Verbraucherverbände gem. § 4 UKlaG 
eingetragen. 
Die in Irland registrierte Beklagte ist die 
Anbieterin der Unterhaltungsplattform 
»XXXXX«, auf der Nutzer Inhalte er-
stellen, teilen, ansehen und mit diesen 
interagieren können. Der Zugang zur 
Plattform erfolgt primär über eine App 
für Mobilgeräte sowie über die Webseite 
XXXXX.com. Werbeanzeigen in der 
XXXX App können personalisierte Wer-
bung beinhalten. Als Rechtsgrundlage 
für die dafür erforderliche Datenverar-
beitung beruft sich die Beklagte dabei 
ausschließlich auf die Einwilligung des 
jeweiligen Nutzers. 
Im Rahmen des Registrierungsprozes-
ses wird der Nutzer darauf hingewie-
sen: »Wenn du fortfährst, akzeptierst 
du XXXXXX Nutzungsbedingungen und 
bestätigst, dass du XXXXXX Daten-
schutzerklärung gelesen hast«. […]
[Ausweislich ihrer Datenschutzerklä-
rung verwendet die Beklagte die] »Von 
Ihnen bereitgestellte[n] Daten« […] zur 
Überprüfung, Verbesserung, Bewer-
bung und Entwicklung der Plattform, 
zur Bereitstellung von Mess- und Ana-
lysediensten, zur Weitergabe der Daten 
an Dritte und zur Kommunikation zu 
Marketingzwecken. Die »Automatisch 
erhobene[n] Daten« verwendet die 
Beklagte ausweislich der Datenschutz-
erklärung, um allen Nutzern nicht-per-
sonalisierte Werbung bereitzustellen, 
zur Bereitstellung von Mess- und Analy-
sedaten, zur Weitergabe der Daten des 

Leitsätze der Bearbeiterin
Die beklagte Betreiberin der Video-
plattform »XXXXX« wird verurteilt, es 
bei Meidung eines für jeden Fall der 
Zuwiderhandlung festzusetzenden Ord-
nungsgeldes bis zu 250.000 €/ersatz-
weise Ordnungshaft  oder Ordnungshaft  
bis zu 6 Monaten zu unterlassen, 
entsprechend ihrer Datenschutzer-
klärung personenbezogene Daten 
registrierter, sich für gewöhnlich in der 
BRD aufh altender Nutzer zwischen 13-
16 Jahren ohne Einwilligung des Trägers 
elterlicher Verantwortung oder ohne 
die Einwilligung der betroff enen Person 
unter Zustimmung der Träger elterli-
cher Verantwortung zum Zwecke der 
Versendung von Marketingnachrich-
ten und zur Anzeige personalisierter 
Werbung zu verarbeiten. Dies gilt, wenn 
die Nutzer als Verbraucher zu qualifi -
zieren sind und die Feststellung ihres 
Alters ausschließlich auf Grundlage 
der Angaben aus dem Registrierungs-
prozess erfolgt, bei dem sogar Anreize 
bestehen, ein unwahres, höheres Alter 
anzugeben. […]

Nutzers an Dritte und zur Kommunika-
tion zu Marketingzwecken. 
Die Beklagte verwendet Maßnahmen, 
um minderjährige Nutzer unter 13 Jah-
ren auf der Plattform zu erkennen und 
zu entfernen, hält Unterstützung und 
Informationen für junge Nutzer und 
ihre Erziehungsberechtigten bereit und 
gestaltet Interaktionsmöglichkeiten 
junger Nutzer auf der Plattform. 
Die Datenschutzerklärung lautet unter 
der Rubrik »Minderjährige Nutzer:in-
nen« auszugsweise »Um Nutzern unter 
18 Jahren ein altersgerechtes Erlebnis 
zu bieten, sind bestimmte Funktionen 
nicht verfügbar. Weitere Einzelheiten 
fi nden Sie in unserem Hilfe-Center.« […]
Der Kläger mahnte die Beklagte mit 
Schreiben vom 14.09.2022 ab, setzte 
ihr eine Frist zur Beseitigung der von 
ihm geltend gemachten Verstöße bis 
zum 05.10.2022 […] und forderte sie 
zur Abgabe einer strafbewehrten Un-
terlassungserklärung auf. Die Beklagte 
antwortete darauf mit Schreiben vom 
25.11.2022 […] und wies auf mögliche 
Missverständnisse in Bezug auf die 
tatsächlichen Umstände zur Datenver-
arbeitung und Schutzmaßnahmen hin. 
Seit dem 01.03.2023 sieht eine Stan-
dardeinstellung vor, dass junge Nutzer 
einen PIN-Code eingeben müssen, 
wenn sie die Plattform der Beklagten 

*        Der Beitrag gibt schwerpunktmäßig die ge-
richtlichen Ausführungen zu Datenschutzver-
stößen durch die Beklagte, nicht aber sämtli-
che Ausführungen zu den Abmahnkosten und 
zur Wirksamkeit konkreter Datenschutzbe-
stimmungen der Beklagten wieder.
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nach einer Nutzungszeit von mehr 
als 60-Minuten am Tag weiternutzen 
wollen. 
Bis zum 11.07.2023 nutzte die Be-
klagte personenbezogene Daten von in 
Deutschland registrierten Nutzern für 
personalisierte Werbung oder persona-
lisiertes Marketing nach Erteilung einer 
entsprechenden Einwilligung durch 
den Nutzer, sofern dieser bei Registrie-
rung angegeben hat, 16 Jahre alt oder 
älter zu sein. Seit dem 11.07.2023 
verarbeitet sie personalisierte Daten zu 
diesen Zwecken nur noch von Nutzern, 
die bei Registrierung angegeben haben, 
18 Jahre alt oder älter zu sein. 
Der Kläger behauptet, die Beklagte nut-
ze personenbezogene Daten junger Nut-
zer unter 16 Jahren in Deutschland für 
Zwecke der personalisierten Werbung 
oder des personalisierten Marketings. 
Für Nutzer zwischen 13 Jahren und der 
Vollendung des 16. Lebensjahres könne 
insofern ein Anreiz zur Angabe eines 
falschen Alters im Registrierungspro-
zess gegenüber der Beklagten beste-
hen, als in diesem Alter das Konto nur 
beschränkt nutzbar sei. Zu denken sei 
an jugendschutzrechtliche Beschrän-
kungen, wie etwa Pornografi e. 

Zwischenstand: Den Nutzern der Platt-
form werden abhängig von ihrem Alter 
unterschiedliche Inhalte freigeschal-
tet, die Altersermittlung erfolgt auf 
Grundlage der Selbsteingabe während 
des Registrierungsprozesses. Insofern 
besteht für Minderjährige ein erhebli-
cher Anreiz, falsche Altersangaben zu 
machen. 
Da das Alter auch bei der Frage der 
Zulässigkeit einer Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten zum Zwecke des 
Marketings und der personalisierten 
Werbung eine Rolle spielt und die 
Beklagte hierbei auf die Altersanga-
ben aus dem Registrierungsprozess 
zurückgreift , wirft  der Kläger der 
Beklagten vor, die streitgegenständli-
chen Daten regelmäßig unter Verstoß 
gegen geltendes Datenschutzrecht zu 
verarbeiten. Hintergrund ist, dass das 
europäische Datenschutzrecht die Zu-
lässigkeit der Verarbeitung personen-
bezogener Daten von 13-16jährigen 
Nutzern zu Marketing und Werbezwe-

cken von der Erlaubnis des Trägers 
elterlicher Verantwortung abhängig 
macht. Die beklagte Plattform holt 
für diese Altersklasse eine Erlaubnis 
jedoch nicht ein.

Der Kläger macht geltend, die Beklagte 
stütze sich im Rahmen des Verarbei-
tungszwecks »Kommunikation zu 
Marketingzwecken« ggf. und im Rah-
men des Verarbeitungszwecks »Perso-
nalisierte Werbung« ausschließlich auf 
eine Einwilligung nach Art. 6 Abs. 1 
lit. a) DSGVO, für die sie keine Einwilli-
gung durch den Träger der elterlichen 
Verantwortung für das Kind oder mit 
dessen Zustimmung einhole, und sie 
führe keine angemessenen Anstrengun-
gen i.S.v. Art. 8 Abs. 2 DSGVO durch, 
um zu überprüfen, ob es sich bei dem 
Nutzer um ein Kind handle und ob der 
Träger elterlicher Verantwortung für 
das Kind – soweit notwendig – seine 
Einwilligung erteilt hat oder das Kind 
mit dessen Zustimmung die Einwilli-
gung erteilt habe. 

Artikel 6 Abs. 1 DSGVO sieht vor, dass 
eine Datenverarbeitung nur dann 
rechtmäßig ist, wenn mindestens 
eine der nachstehenden Bedingun-
gen erfüllt ist. In Artikel 6 Abs. 1 lit. a) 
DSGVO wird als solche Bedingung die 
»Einwilligung der betroff enen Person« 
in die Verarbeitung der sie betreff en-
den personenbezogenen Daten für 
einen oder mehrere bestimmte Zwecke 
aufgeführt.
Artikel 8 Abs. 1 DSGVO normiert, dass 
eine minderjährige Person vor Vollen-
dung des 16. Lebensjahres im Grund-
satz nicht selbst in eine Datenverar-
beitung einwilligen kann, sondern 
es der Erlaubnis (Zustimmung oder 
Genehmigung) des Trägers elterlicher 
Verantwortung bedarf. Art. 8 Abs. 2 
DSGVO verpflichtet den Verantwort-
lichen »unter Berücksichtigung der 
verfügbaren Technik« »angemessene 
Anstrengungen zu unternehmen«, um 
sich in solchen Fällen zu vergewissern, 
dass eine entsprechende Erlaubnis 
des Trägers elterlicher Verantwortung 
vorliegt.

[…]

Der Kläger hat mit Klage vom 
17.05.2023 hinsichtlich des Antrages 
zu I. zunächst beantragt, die Beklagte 
zu verurteilen, es unter Androhung 
von Ordnungsmitteln zu unterlassen, 
im Rahmen geschäftlicher Handlun-
gen gegenüber Verbrauchern, die 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Bundesrepublik Deutschland haben, 
bei Nutzung der Videoplattform XXXXX 
personenbezogene Daten von registrier-
ten Nutzern im Alter zwischen 13 und 
16 Jahren ohne dokumentierte Einwil-
ligung des Trägers elterlicher Verant-
wortung oder ohne die Einwilligung der 
betroff enen Person im Sinne von Art. 4 
Nr. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 
unter dokumentierter Zustimmung 
der Träger elterlicher Verantwortung 
zu verarbeiten, wenn die rechtmäßige 
Verarbeitung einer informierten und 
freiwilligen Einwilligung bedarf und die 
Feststellung des Alters der Nutzer aus-
schließlich auf Grundlage der Angaben 
aus dem Registrierungsprozess erfolgt 
wie nachfolgend abgebildet: [...]. 

Der Kläger wendet sich vorliegend 
gegen die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten von Minderjährigen 
zwischen 13-16 Jahren. Eine Erlaubnis 
der Träger elterlicher Verantwortung ist 
für Minderjährige über 16 nach der eu-
ropäischen Datenschutzgrundverord-
nung ohnehin nicht mehr erforderlich.

Auf richterlichen Hinweis zu Bedenken 
gegen die hinreichende Bestimmt-
heit des Antrages mit Schreiben vom 
15.09.2023 hat der Kläger den Antrag 
zu I. dahingehend abgeändert, dass es 
statt der Formulierung »[...] zu verar-
beiten, wenn die rechtmäßige Verarbei-
tung einer informierten und freiwilligen 
Einwilligung bedarf [...]« lautet »[...] 
gemäß den Angaben in der Daten-
schutzerklärung der Beklagten zum 
Zwecke der Versendung von Marketing-
nachrichten und zur Anzeige personali-
sierter Werbung zu verarbeiten [...]«. Im 
Termin zur mündlichen Verhandlung 
hat sie den Antrag weiter angepasst. 
Der Kläger beantragt nunmehr […] [wie 
erkannt. [vgl. redaktionell bearbeitete, 
auf Antrag zu I beschränkte Entschei-
dungsgründe]
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Die Beklagte beantragt, die Klage 
abzuweisen. 
Die Beklagte behauptet, eine Einwilli-
gung in eine Datenverarbeitung zum 
Zweck der Anzeige von Werbung werde 
nur dann abgefragt, wenn der Nutzer 
das digitale Einwilligungsalter erreicht 
habe (von Nutzern ab 16 Jahren). 
Nutzer unter 16 Jahren würden von 
der Beklagten nicht dazu aufgefor-
dert werden, eine Einwilligung in die 
Nutzung personenbezogener Daten für 
personalisierte Werbung oder persona-
lisiertes Marketing zu erteilen. Soweit 
der Kläger im Termin zur mündlichen 
Verhandlung vorgetragen hat, für 13 
bis 15-jährige könne insoweit ein An-
reiz zu Falschangaben gegenüber der 
Beklagten bestehen, als in diesem Alter 
das Konto nur beschränkt nutzbar sei, 
rügt die Beklagte Verspätung. Porno-
grafi sche Inhalte würden auf der Seite 
ohnehin nicht gezeigt. 
Die Beklagte meint, es liege ein 
Verfahrensverstoß vor, da die Berliner 
Beauftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit nicht hätte angehört 
werden dürfen. […] Sie meint weiter, es 
fehle an der erforderlichen Klagebefug-
nis in Bezug auf angebliche Verstöße 
gegen die DSGVO. Der Klageantrag zu I. 
sei unter mehreren Gesichtspunkten zu 
unbestimmt (Bd. I/Bl. 206 ff .). [….] 
Die Klage ist der Beklagten am 
12.07.2023 per internationalem 
Einschreiben/Rückschein zugestellt 
worden. Auf gerichtliche Verfügung 
vom 08.05.2024 erhielt die Berliner 
Beauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit (im Folgenden: 
BlnBDI) Gelegenheit zur Stellungnah-
me nach § 12a UKlaG. Hinsichtlich der 
Stellungnahme wird auf die schriftliche 
Stellungnahme vom 07.02.2025 (Bd. 
II/Bl. 41 ff .) verwiesen. […]
Die zulässige Klage ist teilweise, 
nämlich insbesondere hinsichtlich des 
Klageantrags zu I begründet [Obersatz 
redaktionell bearbeitet].
A. Die Klage ist zulässig. 
I. Die internationale Zuständigkeit 
deutscher Gerichte ergibt sich aus Art. 7 
Nr. 2 EuGVVO (Brüssel-Ia-VO). […]

Obwohl die beklagte Plattform ihren 
Sitz in Irland hat, kann sie vorliegend 
in Deutschland verklagt werden.

II. Der Kläger ist gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 3 
UWG sowie gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 UKlaG zur klageweisen Geltend-
machung von Verstößen gegen das 
Datenschutzrecht befugt. […]

Der Kläger kann vorliegend als 
»qualifi zierte Einrichtung« sog. 
»Verbandsklage« erheben. Statt einer 
Einzelperson können entsprechende 
Einrichtungen klagen, ohne dass es 
auf eine konkrete Rechtsverletzung 
Einzelner oder eine Beauft ragung 
eines in seinen Rechten verletzten 
Einzelnen ankäme. Auf diese Weise 
soll Verbrauchern der Zugang zur Justiz 
erleichtert werden.

III. Soweit die Beklagte geltend macht, 
der Antrag zu I. sei auch Gegenstand 
des vor dem Landgericht Berlin II unter 
dem Az. 52 O 147/22 geführten Rechts-
streits gewesen, liegt keine der Ent-
scheidung entgegenstehende Rechts-
kraft vor. Insoweit handelt es sich im 
genannten Verfahren bereits um eine 
andere Beklagte und eine andere von 
dieser betriebene Plattform. Dass im 
genannten Verfahren möglicherweise 
gleichlautende oder jedenfalls ähnliche 
Rechtsfragen gegenständlich waren, 
ist für das hiesige Verfahren nicht 
bindend. 
IV. Die Klageanträge sind auch hinrei-
chend bestimmt. […]
B. Die Klage ist teilweise, nämlich 
insbesondere hinsichtlich des Antrags 
zu I begründet [Obersatz redaktionell 
bearbeitet].
I. Die Anwendbarkeit deutschen Rechts 
ergibt sich hinsichtlich des Wettbe-
werbsrechts aus Art. 6 Abs. 1 Rom-II-VO 
und hinsichtlich der Vorschriften des 
UKlaG aus Art. 4 Rom-II-VO, weil nach 
Darlegung des Klägers die aus dem 
beanstandeten Verhalten folgende 
Beeinträchtigung der Verbraucherinter-
essen in Deutschland eintritt. […]
II. Dem Kläger steht gegen die Beklagte 
der mit dem Antrag zu I. geltend ge-
machte Unterlassungsanspruch gemäß 
§§ 8 Abs. 1 S. 1, 3, 3a UWG i.V.m. Art. 6 

Abs. 1 lit. a) und Art. 8 Abs. 2 DSGVO 
sowie gemäß § 2 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 
Nr. 13 UKlaG i.V.m. Art. 6 Abs. 1 lit. a) 
und Art. 8 Abs. 2 DSGVO zu. 
1. Die Aktivlegitimation des Klägers 
ergibt sich aus § 8 Abs. 3 Nr. 3 UWG 
sowie § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 UKlaG. Art. 80 
Abs. 2 DSGVO steht dem nicht entge-
gen […]. Der Kläger ist als qualifi zierte 
Einrichtung im Sinne von § 4 UKlaG in 
der Liste des Bundesamtes für Justiz 
eingetragen. 
2. Bei Art. 6 Abs. 1 DSGVO handelt es 
sich um eine Marktverhaltensregel im 
Sinne des § 3a UWG. Jede Verletzung 
der Erlaubnistatbestände zur Datenver-
arbeitung gemäß Art. 5 bis Art. 11 DS-
GVO stellt zugleich die Verletzung einer 
Marktverhaltensregelung dar, sofern 
die Erhebung und Speicherung bzw. 
Verarbeitung der personenbezogenen 
Daten zu einem kommerziellen Zweck 
erfolgt (Borges/Keil, Big Data/Rieken, 
1. Aufl . 2024, § 9 Rn. 25). Der Kläger 
wendet sich hier gegen die Verarbei-
tung zu Marketing- und Werbezwecken, 
sodass diese Voraussetzungen erfüllt 
sind. 
3. Es liegt auch eine dem Schutz der 
Verbraucher dienende Vorschrift im 
Sinne des § 2 Abs. 1 S. 1 UKlaG vor 
(Verbraucherschutzgesetz). Die für den 
Streitfall maßgeblichen Vorschriften 
der DSGVO fallen unter den Beispielka-
talog des § 2 Abs. 2 Nr. 13 UKlaG. 
4. Es liegt auch ein Verstoß gegen die 
Bestimmungen der DSGVO vor. 
a) Die Beklagte ist als datenschutz-
rechtlich Verantwortlicher gemäß 
Art. 4 Nr. 7 DSGVO passivlegitimiert. 
Verantwortlicher ist die natürliche oder 
juristische Person, Behörde, Einrich-
tung oder andere Stelle, die allein oder 
gemeinsam mit anderen über die Zwe-
cke und Mittel der Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten entscheidet. 
Die Beklagte entscheidet allein über die 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
im Zusammenhang mit der von ihr 
betriebenen Plattform. 
b) Es liegt auch eine rechtswidrige 
Datenverarbeitung vor. Der Kläger wen-
det sich mit seinem Antrag gegen die 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
von Nutzern zwischen 13 Jahren und 
der Vollendung des 16. Lebensjahres 
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zum Zwecke der Anzeige von persona-
lisierter Werbung und der Versendung 
von Marketingnachrichten. Insoweit 
gehen die Parteien übereinstimmend 
davon aus, dass auch die Marketing-
nachrichten personalisiert sind, da der 
Kläger seine ganze Begründung danach 
ausrichtet und die Beklagte dies in der 
Klageerwiderung sogar ausdrücklich 
sagt […].
aa) Zur Überzeugung der Kammer steht 
fest, dass eine solche Datenverarbei-
tung durch die Beklagte erfolgt ist. 
Es ist zunächst Aufgabe des Klägers, 
die einen Rechtsverstoß begründen-
den Tatsachen hinreichend konkret 
darzulegen – hier die Verarbeitung 
von Daten von Nutzern zwischen 13 
Jahren und der Vollendung des 16. 
Lebensjahres zum Zweck der Anzeige 
personalisierter Werbung und Versen-
dung von Marketingnachrichten – und 
nicht lediglich Behauptungen ins Blaue 
hinein auszustellen. Insoweit darf die 
Datenverarbeitung, auf deren Rechts-
widrigkeit sich der Kläger beruft, nicht 
rein hypothetischer Natur sein, sondern 
muss existieren (vgl. BGH, Urteil vom 
27.03.2025 - I ZR 186/17, NJW 2025, 
1958 Rn. 41 - App-Zentrum III). Erst im 
Anschluss obliegt der Beklagten im Fal-
le des Bestreitens die Beweislast, dass 
sie keine Daten in dieser Altersgruppe 
zu diesem Zweck verarbeitet. 

Wichtig ist es, an dieser Stelle zu 
verstehen, dass zunächst der Kläger 
die einen Rechtsverstoß begründen-
den Tatsachen hinreichend konkret 
darlegen muss. Erst wenn dies 
gelungen ist, muss der Beklagte den 
Beweis antreten, dass keine Daten der 
13-16jährigen zum Zweck der Anzeige 
personalisierter Werbung und der 
Versendung von Marketingnachrichten 
verarbeitet werden.

Der Kläger ist der insoweit ihm oblie-
genden Darlegungslast hinreichend 
nachgekommen. 
(1) Zunächst ist festzustellen, dass 
sich der Dienst der Beklagten auch an 
Nutzer im Alter zwischen 13 Jahren und 
der Vollendung des 16. Lebensjahres 
richtet. 
(2) Der vorstehende Umstand genügt 

für sich genommen noch nicht, um 
davon auszugehen, dass die Beklagte 
auch diesen Nutzern gegenüber Daten 
zu den streitgegenständlichen Zwecken 
verarbeitet, nur weil die Beklagten in 
ihrer Datenschutzerklärung angibt, Da-
ten zu diesen Zwecken nach vorheriger 
Einwilligung durch die Nutzer zu verar-
beiten, ohne in der Datenschutzerklä-
rung nach dem Alter zu diff erenzieren. 
Mit diesen Angaben berühmt sich die 
Beklagte nicht, dies auch hinsichtlich 
Nutzern der streitgegenständlichen 
Altersgruppe zu tun. Vielmehr klärt sie 
allgemein darüber auf, eine entspre-
chende Datenverarbeitung nur nach 
vorheriger Einwilligung durchzuführen. 
Von wem sie diese Einwilligung unter 
Berücksichtigung welcher Vorschriften 
einholt, lässt sich dem nicht entneh-
men. 
(3) Auch lassen die von dem Kläger 
benannten Studien über die Nutzung 
des Dienstes der Beklagten keine 
Rückschlüsse auf die Nutzung durch 
die hier relevante Nutzergruppe zu, da 
sich diese einzig auf Nutzer unter 13 
Jahren beziehen, die weder vom Streit-
gegenstand umfasst noch überhaupt 
mit Willen der Beklagten die Plattform 
nutzen dürfen. 
(4) Die Beklagte gibt jedoch an, »nicht 
wissentlich« Daten in der relevanten 
Altersgruppe zu den streitgegenständ-
lichen Zwecken zu verarbeiten. Damit 
räumt sie – wie vom Kläger auch mehr-
fach vermutet – ein, dass es sich nicht 
generell vermeiden lässt, dass Nutzer 
die Plattform unter Angabe eines fal-
schen Alters (insb. eines von mindes-
tens 18 Jahren) nutzen, sodass es in der 
Folge sehr wohl – nach Abfrage einer 
entsprechenden Einwilligung – zur 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
von Nutzern zwischen 13 Jahren und 
der Vollendung des 16. Lebensjahres 
zur Anzeige personalisierter Werbung 
und Versendung von Marketingnach-
richten kommt. 
Die Beklagte verlässt sich insoweit auf 
die Altersabfrage im Registrierungspro-
zess, mithin eine schlichte vom Nutzer 
durchzuführende Eingabe des eigenen 
Geburtsdatums. Gleichzeitig schließt 
die Beklagte Falschangaben nicht aus, 
da sie nach eigenem Vortrag Maßnah-

men durchführt, um Nutzer unter 13 
Jahren ausfi ndig zu machen, die von 
der Nutzung der Plattform eigentlich 
ausgeschlossen sind, durch Falschan-
gaben im Registrierungsprozess aber 
Zugang zur Plattform erhalten können. 

Die Beklagte hat vorliegend eine 
nicht wissentliche Datenverarbeitung 
13-16jähriger Nutzer zugestanden, 
weil sie angegeben hat, dass sie sich 
im Zusammenhang mit der Daten-
verarbeitung grundsätzlich auf die 
Altersangaben im Registrierungspro-
zess verlasse. Wenn jemand sein Alter 
fälschlicherweise mit 16+ angebe, 
erfolge nach erteilter Einwilligung 
auch eine Datenverarbeitung.

(5) Die Beklagte kann sich insoweit 
nicht darauf berufen, dass sie mit der 
Abfrage des Geburtsdatums der Nutzer 
im Registrierungsprozess ausreichende 
Maßnahmen getroff en hat, die den 
Anforderungen der Art. 24 Abs. 1, 25 
Abs. 1 und Art. 8 Abs. 2 DSGVO gerecht 
werden. 

Artikel 24 Abs. 1 DSGVO sieht vor, 
dass der für eine Datenverarbeitung 
Verantwortliche geeignete technische 
und organisatorische Maßnahmen um-
setzt, um sicherstellen und den Nach-
weis dafür erbringen zu können, dass 
die Datenverarbeitung der DSGVO 
entsprechend erfolgt. Hierbei sind Art, 
Umfang, Umstände und Zwecke der 
Verarbeitung sowie die unterschied-
liche Eintrittswahrscheinlichkeit und 
Schwere der Risiken für die Rechte 
und Freiheiten natürlicher Personen zu 
berücksichtigen.

Nach Artikel 25 Abs. 1 DSGVO trifft   der 
für die Datenverarbeitung Verantwort-
liche sowohl im Zeitpunkt der Festle-
gung der Mittel der Datenverarbeitung 
als auch im Zeitpunkt der Datenver-
arbeitung »geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen«, die 
dafür ausgelegt sind, die Datenschutz-
grundsätze wirksam umzusetzen und 
die notwendigen Garantien in die 
Verarbeitung aufzunehmen, um den 
Anforderungen der DSGVO zu genü-
gen und die Rechte der betroff enen 
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Personen zu schützen. Hierbei sind 
der Stand der Technik, die Implemen-
tierungskosten, die Art, der Umfang, 
die Umstände und die Zwecke der 
Datenverarbeitung sowie die unter-
schiedliche Eintrittswahrscheinlichkeit 
und Schwere der mit der Datenver-
arbeitung verbundenen Risiken für 
die Rechte und Freiheiten natürlicher 
Personen zu berücksichtigen.
Zu Artikel 8 Abs. 2 DSGVO vgl. Ausfüh-
rungen oben.

Entsprechend der Ausführungen der 
BlnBDI genügt diese Abfrage des Ge-
burtsdatums der Nutzer im Rahmen der 
Registrierung angesichts der einfachen 
Umgehungsmöglichkeiten und der all-
seits bekannten und diskutierten hohen 
Risiken für Kinder und Jugendliche 
nicht, um sicherzustellen und nachwei-
sen zu können, dass tatsächlich Daten 
von Nutzern unter 16 Jahren nicht 
für personalisierte Werbung und zum 
Zwecke der Versendung von Marketing-
nachrichten verarbeitet werden […]. An 
weiteren technischen oder organisato-
rischen Maßnahmen, um dies sicherzu-
stellen, fehlt es. 
Die Anhörung der BlnBDI erfolgte 
auch – entgegen dem Vorbringen der 
Beklagten – nicht verfahrensfehlerhaft, 
weshalb deren Stellungnahme gänzlich 
unberücksichtigt zu bleiben hätte. […]
(6) Dass die Altersabfrage der Beklag-
ten im Rahmen des Registrierungspro-
zesses den Anforderungen des Art. 25 
Abs. 1 DSGVO gerecht werden würde, 
kann entgegen der Auff assung der Be-
klagten auch nicht dem als Anlage B24 
vorgelegten verbindlichen Beschluss 
2/2023 des EDSA geschlossen werden. 
Laut Ziff er 285 dieses Beschlusses 
lagen dem EDSA nicht genügend 
Informationen vor, um in Bezug auf die 
im relevanten Zeitraum auf der XXXX-
Plattform implementierten Altersüber-
prüfungsmaßnahmen die Einhaltung 
des Artikels 25 Abs. 1 DSGVO abschlie-
ßend beurteilen zu können. […]
(7) Soweit die Beklagte einwendet, für 
die streitgegenständliche Nutzergruppe 
bestehe – anders als für Nutzer unter 
13 Jahren, die von der Nutzung der 
Plattform ausgeschlossen sind – kein 
Anreiz, unwahre Angaben hinsichtlich 

ihres Geburtsdatums zu machen und 
sich als über 16jährige Nutzer auszu-
geben, folgt die Kammer dem nicht. 
Für Nutzer zwischen 13 Jahren und 
der Vollendung des 16. Lebensjahres 
besteht zur Überzeugung der Kam-
mer trotz des grundsätzlich erlaubten 
Zugangs zur Plattform ein nicht zu 
vernachlässigender Anreiz, bei der 
Altersabfrage im Registrierungsprozess 
ein Alter von 16 Jahren oder mehr an-
zugeben. Durch diese Angabe ist es den 
Nutzern möglich, die Plattform ohne 
jegliche Einschränkungen zu nutzen. 
Eine insoweit zu berücksichtigende Ein-
schränkung stellt zwar nicht die vorein-
gestellte PIN-Abfrage, die den Nutzern 
nach einer Stunde Bildschirmzeit ange-
zeigt wird. Diese Abfrage kann für den 
streitgegenständlichen Zeitraum bereits 
deshalb keine Berücksichtigung fi nden, 
da sie nach dem Vortrag der Beklagten, 
dem der Kläger auch nicht entgegen-
getreten ist, erst zum 01.03.2023 
eingeführt worden ist. Jedoch sieht die 
Datenschutzerklärung der Beklagten 
vor, dass die Konten der hier maß-
geblichen Altersgruppe zum Schutz 
Jugendlicher bestimmten Beschränkun-
gen unterliegen […]. Es ist zu vermu-
ten, dass Nutzer – auch ab 13 Jahren, 
aber unter 16 Jahren – zur Umgehung 
dieser Beschränkungen im Rahmen der 
Altersabfrage im Registrierungsprozess 
bei der Beklagten Falschangaben ma-
chen und entsprechend von dieser wie 
Nutzer, die 16 Jahre alt oder älter sind, 
behandelt werden, sodass von ihnen 
eine Einwilligung zur Anzeige persona-
lisierter Werbung und der Versendung 
von Marketingnachrichten abgefragt 
wird und nach Einwilligungserteilung 
eine entsprechende Datenverarbeitung 
auch erfolgt. 
(8) Unter Berücksichtigung all dessen 
erachtet die Kammer es als hinreichend 
konkret dargelegt, dass die Beklagte 
personenbezogene Daten von Nutzern 
zwischen 13 Jahren und der Vollen-
dung des 16. Lebensjahres zum Zwecke 
der Versendung von Marketingnach-
richten und zur Anzeige personalisier-
ter Werbung verarbeitet. Es handelt 
sich dabei nicht um einen nur rein 
hypothetischen Datenverarbeitungsvor-
gang. Die off ensichtliche Möglichkeit 

zur Umgehung der Altersabfrage unter 
Berücksichtigung des Anreizes zu ent-
sprechenden Falschangaben führt zu 
der Annahme, dass nicht nur in einem 
Einzelfall tatsächlich Daten von Nut-
zern im Alter zwischen 13 Jahren und 
der Vollendung des 16. Lebensjahres 
zur Anzeige personalisierter Werbung 
und Versendung von Marketingnach-
richten verarbeitet wurden. 

Zwischenergebnis: Das Gericht geht 
davon aus, dass der Kläger hinrei-
chend konkret dargelegt hat, dass die 
Beklagte personenbezogene Daten 
13-16jähriger Nutzer zu Werbe- und 
Marketingzwecken verarbeitet. Dies 
geschehe aufgrund der Möglichkeit 
der Altersfalschangabe im Registrie-
rungsprozess und der hierzu beste-
henden Anreize auch nicht nur in 
Einzelfällen.  

bb) Diese Datenverarbeitung erfolgte 
auch rechtswidrig. 
Gemäß Art. 6 Abs. 1 DSGVO ist eine 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
nur rechtmäßig, wenn mindestens 
einer der aufgeführten Erlaubnistatbe-
stände erfüllt ist. 
Die Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten der Nutzer zur Ausspielung 
und/oder Versendung von persona-
lisierter Werbung und Marketing-
nachrichten bedarf grundsätzlich der 
Einwilligung nach Art. 6 Abs. 1 lit. a) 
DSGVO, während die weiteren Erlaub-
nistatbestände nicht einschlägig sind 
(vgl. EuGH, Urteil vom 04.07.2023 
- C-252/21, GRUR 2023, 1131 Rn. 117 - 
Meta Plattforms Inc. ua/Bundeskartell-
amt). Das Angebot der Beklagten stellt 
ein Angebot i.S.d. Art. 8 Abs. 1 DSGVO 
dar, da es sich auch an Kinder richtet, 
sodass es nach Art. 8 Abs. 1 S. 2 DSGVO 
zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten von Nutzern unter 16 Jahren 
einer Einwilligung bedarf, die durch 
den Träger der elterlichen Verantwor-
tung für das Kind erteilt wird oder mit 
dessen Zustimmung. Die Darlegungs- 
und Beweislast für das Vorliegen einer 
nach diesen Grundsätzen wirksamen 
Einwilligung obliegt der Beklagten, die 
sich im vorliegenden Fall jedoch auf 
eine solche gar nicht beruft. 
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Zwischen den Parteien ist vielmehr 
unstreitig, dass der Beklagten für die 
Verarbeitung der Daten von Nutzern 
zwischen 13 Jahren und der Vollen-
dung des 16. Lebensjahres zum Zwecke 
der Versendung von Marketingnach-
richten und zur Anzeige personalisier-
ter Werbung keine wirksame Einwilli-
gung im Sinne von Art. 6 Abs. 1 lit. a) 
i.V.m. Art. 8 Abs. 1 DSGVO vorliegt, da 
die Beklagte eine solche bereits nicht 
abfragt, entweder, weil sie dies bei Nut-
zern, die dieses Alter bei der Registrie-
rung angeben generell nicht tut – dies 
hat der Kläger nicht bestritten – oder 
aber, weil sie gar nicht weiß, dass die 
Nutzer zwischen 13 und 16 Jahren alt 
sind, sich aber als älter ausgeben, und 
sie aus diesem Grund zur Einholung 
eine Einwilligung entsprechend den 
Vorgaben des Art. 8 Abs. 1 S. 2 DSGVO 
verpfl ichtet wäre. 
Auch scheidet hinsichtlich der Ver-
sendung von Marketingnachrichten 
eine Rechtfertigung über Art. 6 Abs. 1 
lit. f) DSGVO aus. Da auch diese 
personalisiert sind, kommt allein eine 
Einwilligung als Erlaubnistatbestand 
in Betracht (vgl. EuGH, Urteil vom 
04.07.2023 - C-252/21, GRUR 2023, 
1131 Rn. 117 - Meta Plattforms Inc. ua/
Bundeskartellamt). 
6. Die Wiederholungsgefahr ist ge-
geben. Neben der bereits durch den 
Verstoß indizierten Wiederholungsge-
fahr setzt ein Unterlassungsanspruch 
auf Grundlage des § 2 Abs. 1 Satz 1 
UKlaG voraus, dass er im Interesse des 
Verbraucherschutzes geltend gemacht 
wird. Hierfür ist erforderlich, dass 
der dem Anspruch zugrundeliegende 
Verstoß die Kollektivinteressen der 
Verbraucher berührt. Das ist der Fall, 
wenn der Verstoß in seinem Gewicht 
und in seiner Bedeutung über den Ein-
zelfall hinausreicht und eine generelle 
Klärung geboten erscheinen lässt (vgl. 
BGH, Urteil vom 6. Februar 2020 - I ZR 
93/18, NJW 2020, 1737, juris Rn. 36 - 
SEPA-Lastschrift, mwN). 
Diese Voraussetzungen sind im Streit-
fall gegeben. Der in Rede stehende 
Verstoß berührt die Kollektivinteressen 
der Verbraucher. Der Kläger bean-
standet eine nicht nur den Einzelfall 
betreff ende Verhaltensweise, die alle 

Verbraucher der Altersgruppe 13 Jahre 
bis Vollendung des 16. Lebensjahres 
betriff t, die die Plattform der Beklagten 
nutzen und sich dabei als 16 Jahre alt 
oder älter ausgeben. Das beanstandete 
Verhalten geht daher in seinem Ge-
wicht und seiner Bedeutung über den 
Einzelfall hinaus, sodass eine generelle 
Klärung geboten ist. 
Die Wiederholungsgefahr ist auch nicht 
durch Art. 28 Abs. 2 DSA (Digital Ser-
vice Act, Gesetz über digitale Dienste) 
entfallen. Diese Vorschrift verbietet 
es Anbietern von Online-Plattformen, 
gezielt Minderjährige mit Werbung 
anzusprechen, die auf der Grundlage 
von Profi ling ausgewählt wird. Art. 28 
Abs. 2 DSA ist nicht geeignet die Wie-
derholungsgefahr zu widerlegen, da er 
kein absolutes Verbot personalisierter 
Werbung an Minderjährige begründet 
(NK-DSA/Grisse, 1. Aufl . 2023, DSA Art. 
28 Rn. 17). So greift das Verbot bereits 
nur dann, wenn ein Anbieter hinrei-
chende Gewissheit hat, dass der betref-
fende Nutzer minderjährig ist, was aber 
der Kläger der Beklagten nicht vorwirft. 
Im Übrigen ist nicht ersichtlich, dass 
dieses gesetzliche Verbot zwingend 
dazu führt, dass eine Wiederholung 
der streitgegenständlichen Rechtsver-
letzung ausgeschlossen wäre. Davon 
könnte nur dann ausgegangen werden, 
wenn das Gesetz eine zuvor unklare 
Rechtslage geklärt hätte. Dies ist vorlie-
gend jedoch nicht der Fall. […]
V. Sämtlicher Vortrag der Beklagten war 
entgegen der klägerischen Auff assung 
nicht gemäß § 296 ZPO präkludiert, 
da seine Zulassung die Erledigung des 
Rechtsstreits nicht verzögert hat. […]

Anmerkung

Das Zitat »If you are not paying for the 
product you are the product« beschreibt 
die Funktionsweise sozialer Medien recht 
gut: Sie sind regelmäßig auf den ersten 
Blick kostenlos nutzbar, der Kunde »be-
zahlt« für die Nutzung jedoch letztlich mit 
der Währung seiner persönlichen Daten, 
die von den hinter den Plattformen ste-
henden Unternehmen z. B. für Marketing- 

und Werbezwecke verarbeitet werden. 
Dies macht einen nicht unwesentlichen 
Bestandteil des Geschäft smodells sol-
cher Plattformen aus.
Da ein erheblicher Anteil der Plattform-
nutzer minderjährig ist, trifft   das Urteil 
des LG Berlin II, das es der beklagten 
Social-Media-Plattform »TikTok« unter 
Androhung von Zwangsmitteln untersagt, 
eine Verarbeitung der persönlichen Daten 
13-16jähriger Nutzer zu Marketing- und 
Werbezwecken ohne Erlaubnis der Träger 
elterlicher Verantwortung vorzunehmen, 
die Plattform hart. Denn auch wenn sie 
ausweislich ihrer Nutzungsbedingun-
gen die streitgegenständlichen Daten 
minderjähriger Nutzer nicht verarbeitet, 
tut sie es – wie sie sogar ausdrücklich zu-
gesteht – in der Praxis doch und verdient 
hiermit nicht wenig Geld. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass für Minderjährige 
ein nicht unerheblicher Anreiz besteht, 
im Registrierungsprozess Altersfalschan-
gaben zu machen, um in den Genuss von 
Inhalten für volljährige Nutzer zu kom-
men. Wenn sich »TikTok« – wie bisher der 
Fall – auf die Alterseingabe der vorge-
täuscht volljährigen Nutzer ohne weitere 
Nachprüfung verlässt, kommt es faktisch 
dann auch in der Klasse der 13-16jähri-
gen Nutzer zu Datenverarbeitungen zu 
Werbe- und Marketingzwecken. Muss die 
Plattform künft ig dafür Sorge tragen, dass 
für diese zahlenmäßig große Altersklasse, 
die sie im Rahmen einer zuverlässigen 
Altersverifi zierung ermittelt hat, die 
Erlaubnis der Erziehungsberechtigten 
für die genannten Datenverarbeitungen 
einholt wird, dürft e dies für die Plattform 
auch fi nanziell spürbar werden – es kann 
wohl kaum davon ausgegangen werden, 
dass sich die Mehrzahl der Erziehungsbe-
rechtigten explizit mit einer Verarbeitung 
der Daten ihrer Kinder zu Marketing- und 
Werbezwecken bereiterklären wird. 
Vor dem geschilderten Hintergrund ver-
wundert es dann auch kaum, dass die Be-
klagte gegen die vorliegend besprochene 
Entscheidung unmittelbar Berufung beim 
Kammergericht Berlin (Az. 5 U 6/26) 
eingelegt hat.
Abgesehen von diesen Überlegungen 
kann man sich zudem die Frage stellen, 
ob das Urteil in seiner Bedeutung nicht 
sogar über rein datenschutzrechtliche 
Fragestellungen hinausreicht. Ist für 
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Nutzer unter 16 Jahren eine Erlaubnis 
der Träger elterlicher Verantwortung für 
die Datenverarbeitung einzuholen und 
in diesen Zusammenhang eine zuverläs-
sige Altersverifi zierung durchzuführen, 
könnte dies ein erster Schritt in Richtung 
(faktisches) Social-Media-Verbot für unter 
16jährige sein: Denn es macht einen 
erheblichen Unterschied, ob Eltern eine 
Social-Media-Nutzung ihrer Sprösslinge 
einfach »laufen lassen« können oder ob 
sie – wenn auch nur für die Datenverar-
beitung – während des Registrierungs-
prozesses aktiv eine Erlaubnis erteilen 
müssen. Viele Eltern dürft en davor 
zurückschrecken, persönliche Daten 
ihrer Kinder explizit zu Marketing- und 
Werbezwecken freizugeben. Dies gilt 
umso mehr, als gerade die Elternschaft  
die Social-Media-Nutzung Minderjähriger 
ohnehin immer kritischer sieht.
Insofern dürft e das Urteil, das die 
Notwendigkeit des Einbezugs der 
Erziehungsberechtigten bei 13-16jähri-
gen Nutzern betont, zu einem höheren 
Schutzniveau für zahlreiche Minderjähri-
ge unter 16 Jahren führen. Ein absolutes 
Social-Media-Verbot bedeutet das Urteil 
für diese Altersklasse hingegen nicht. 
Denn wird die Erlaubnis erteilt, können 
die Social-Media-Angebote – abhängig 
von den konkreten Nutzungsbedingungen 
der Plattform – grundsätzlich von den 
13-16jährigen genutzt werden.
Ob man ein Social-Media-Verbot 
verabschieden möchte – und dies vor 
dem Hintergrund des möglicherweise 
Sperrwirkung entfaltenden Digital-Servi-
ces-Acts überhaupt erlassen darf –, das 
steht dann also noch einmal auf einem 
gesonderten Blatt.

Schrift tum 

Istanbul-Konvention: Hinweise für 
Jugendamt und Familiengerichte
Die »Istanbul-Konvention« (Überein-
kommen des Europarats zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt) ist 
ein völkerrechtlicher Vertrag, der in 
Deutschland seit dem 01.02.2018 im 
Rang eines Bundesgesetzes gilt. Der 

Beitrag beleuchtet die Auswirkungen 
der Konvention auf das Verfahren vor 
deutschen Familiengerichten und 
deren Entscheidungen zum Sorge- und 
Umgangsrecht. Der Aufsatz richtet sich 
hierbei explizit an alle Professionen, 
die entweder in den familiengericht-
lichen Verfahren direkt beteiligt sind 
(z. B. Jugendämter, Verfahrensbeistände 
und Vormünder) oder über die Art und 
Weise der Verfahrensgestaltung – wie 
z. B. bei Beratungsstellen der Fall – 
informiert sein müssen. Anders als das 
deutsche Gewalthilfegesetz umfasst 
die Istanbul-Konvention auch Fälle 
wirtschaftlicher Gewalt. Besonders 
praktisch relevant sind die Ausfüh-
rungen zur Durchführung der Gefähr-
dungsanalyse, zum Gefahrenmanage-
ment und zur Anhörung von Kindern 
im Verfahren: Hier weist die Verfasserin 
völlig zu Recht darauf hin, dass der Er-
folg der Anhörung entscheidend davon 
abhängt, in welchem Maße der Richter 
die Fähigkeit zur Einfühlung in die be-
sondere psychische Situation des Kin-
des mitbringt. Besondere Überlegungen 
sollten dazu angestellt werden, wie das 
Setting des Gespräches aussehen sollte. 
Neben der Wahl der Räumlichkeit sei 
insbesondere zentral, dass Retrauma-
tisierungen vermieden würden und 
bei älteren Kindern ein Hinweis auf 
die Tatsache ihrer Beteiligung erfolge. 
Abschließend weist die Verfasserin auf 
die Bedeutung der genauen Sachver-
haltsaufklärung hin, an der sämtliche 
Professionen in eigener Zuständigkeit 
mitwirken sollten. Wichtig sei in die-
sem Zusammenhang, dass die Akteure 
einander, die Verfahrensabläufe und 
Beteiligungen kennen – entscheidend 
sei daher ihr Zusammenschluss in lokal 
organisierten Netzwerken.

 Diepenthal, Istanbul-Konvention – 
was Jugendamt und Familiengericht zu 
beachten haben, JAmt 2025, S. 354 ff .

Gesetz zur Stärkung der Strukturen 
gegen sexuelle Gewalt an Kindern 
und Jugendlichen
Der Beitrag beleuchtet das »Gesetz zur 
Stärkung der Strukturen gegen sexuelle 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen«, 
das neben dem »Antimissbrauchsbe-
auftragtengesetz« (UBSKMG), mit dem 

das Amt der:s Unabhängigen Bundes-
beauftragten gegen sexuellen Miss-
brauch von Kindern und Jugendlichen 
verstetigt und ausgestaltet wird, auch 
Änderungen des SGB VIII und des KKG 
enthält. Um künftig Aufarbeitungspro-
zesse zu erleichtern, wird insbesondere 
ein Akteneinsichtsrecht gegenüber 
Trägern der öff entlichen Jugendhilfe 
in Bezug auf Erziehungshilfe-, Heim-, 
Vormundschaftsakten und hiermit in 
Verbindung stehender § 8a-Verfahrens-
akten bzw. Akten zu Leistungen nach 
§§ 16 ff . SGB VIII begründet. Anspruchs-
berechtigt sind Personen, welche die 
Akten als Minderjährige betreff en (auch 
bei abgeschlossenen Verfahren), sofern 
ein »berechtigtes Interesse« besteht. 
Die Autorinnen fordern eine stärkere 
Konturierung dieses unbestimmten 
Rechtsbegriff es und sehen in diesem 
Zusammenhang insbesondere die 
Landesjugendämter und die Unabhän-
gige Aufarbeitungskommission in der 
Pfl icht. 
Um sicherzustellen, dass auch die 
Leistungserbringer in die Pfl icht zur Ge-
währung von Akteneinsicht einbezogen 
werden, werden die öff entlichen Träger 
verpfl ichtet, mit den freien Trägern sog. 
»Vereinbarungsbeschlüsse« zu treff en, 
die deren Pfl icht zur Aufbewahrung von 
Erziehungshilfe-, Eingliederungshilfe-, 
Heim- und Vormundschaftsakten (für 
70 Jahre nach Vollendung des 30. Le-
bensjahres) und zur Gewährung von 
Akteneinsicht begründen. 
Überdies soll die im KJSG begründete 
Pfl icht zur Entwicklung von Schutzkon-
zepten in Einrichtungen und Pfl ege-
familien nun auch dann gelten, wenn 
sonstige Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe erbracht werden. Öff entli-
che Träger werden dazu verpfl ichtet, 
die Qualität ihrer Aufgabenwahrneh-
mung kontinuierlich zu prüfen und 
weiterzuentwickeln, das Qualitätsmerk-
mal »Schutz von Kindern und Jugend-
lichen vor Gewalt und Ausbeutung« 
künftig stets zu beachten und auch 
die Empfehlungen der überörtlichen 
Träger zur Entwicklung, Anwendung 
und Überprüfung von Schutzkonzep-
ten zu berücksichtigen. Die Träger der 
öff entlichen Jugendhilfe sollen überdies 
Fallanalysen durchführen.
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Durch Änderungen im Finanzierungs-
recht werden die Pfl ichten zur Qua-
litätssicherung dann auch auf freie 
Träger erstreckt.
Das Gesetz sieht überdies eine Ver-
pfl ichtung des Bundesministeriums für 
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend zur Einrichtung einer Kinder-
schutzhotline für bestimmte Berufs-
gruppen vor, um diesen bei der Vermu-
tung einer Kindeswohlgefährdung ein 
Beratungsangebot im medizinischen 
Kinderschutz zur Verfügung zu stellen. 
Auch bei rechtlichen Unsicherheiten 
im Zusammenhang mit der Schwei-
gepfl icht oder § 4 KKG kann hier eine 
Beratung erfolgen.
Die Autorinnen sehen in der Verpfl ich-
tung zur Entwicklung von Schutz-
konzepten auch bei ambulanten 
Leistungen und zur Gewährung von 
Akteneinsicht einen wichtigen Schritt 
zum präventiven Schutz vor Gewalt 
sowie eine Verbesserung der Rechtsstel-

lung von Menschen, die in der Kinder- 
und Jugendhilfe Gewalt, Missbrauch 
oder Vernachlässigung erfahren 
mussten. Allerdings schienen einige Re-
gelungen »mit heißer Nadel gestrickt«, 
enthielten zahlreiche unbestimmte 
Rechtsbegriff e und müssten sich in der 
Praxis erst beweisen und gegebenen-
falls auch nachgebessert werden.
Die Autorinnen empfehlen Jugendäm-
tern in Bezug auf die Aktenaufbewah-
rung, auch für sich selbst Fristen für 
die Aufbewahrung zu bestimmen und 
hierbei einen Gleichlauf mit den freien 
Trägern anzustreben. Überdies müssten 
räumliche und technische Bedingungen 
für die langfristige Aktenaufbewahrung 
geschaff en werden. Verfahren und 
Zuständigkeiten müssten festgelegt 
und Fachkräfte – insbesondere auch 
im Hinblick auf den Umgang mit in den 
Akten enthaltenen Daten über Dritte 
und eine gute fachliche Begleitung bei 
der Akteneinsicht – qualifi ziert werden. 

Überdies müssten Muster für die zu 
treff enden Vereinbarungen entwickelt 
werden.
Wünschenswert sei überdies, dass die 
Landesjugendämter zunächst einmal 
Empfehlungen zu Aufbewahrungsfris-
ten aussprächen, um eine homogene 
Praxis zu ermöglichen. 

 Beckmann/Lohse, Gesetz zur 
Stärkung der Strukturen gegen sexuelle 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen 
im Überblick, JAmt 2025, S. 278 ff .
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